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Stellungnahme zum Raumordnungsplan Wind (ROPW) als Sachlicher Teilregionalplan 
für die Planungsregion Region Chemnitz 
 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), Landesverband Sachsen e.V., nimmt zum 
o. g. Vorhaben wie folgt Stellung. 

Der BUND Landesverband Sachsen e. V. begrüßt grundsätzlich den Ausbau der Windenergie als Beitrag 
zum Klimaschutz. Die vorgelegte Planung darf jedoch nicht zulasten solcher Flächen gehen, die aus 
naturschutzfachlicher Sicht besonders sensibel sind, insbesondere Wälder, geschützte Biotope, Natura-
2000-relevante Bereiche und Lebensräume windenergiesensibler Arten. 

Der Entwurf des Raumordnungsplans Wind (ROPW) der Region Chemnitz verfolgt das Ziel, mindestens 
1,3% der Regionsfläche als Windenergiegebiete auszuweisen. Die Umweltprüfung ist als gestufter Pro-
zess angelegt und umfasst ausdrücklich auch eine Natura-2000-Verträglichkeitsprüfung sowie arten-
schutzfachliche Bewertungen. Das ist methodisch grundsätzlich sachgerecht. Die Umsetzung im Ergeb-
nis ist jedoch an mehreren Stellen kritisch zu hinterfragen. 
 
1. Vorrang der Konfliktvermeidung in sensiblen Bereichen 

Für den BUND steht nicht die grundsätzliche Zulässigkeit der Windenergienutzung in Frage, sondern die 
raumverträgliche Standortwahl unter Beachtung der Ziele und Grundsätze des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege. Vorranggebiete, die in Wälder, besonders geschützte Biotope, Waldbiotope oder in 
den Nahbereich von Natura-2000-Gebieten hineinreichen, sind aus Sicht des Naturschutzes nur dann 
tragfähig, wenn der Planungsträger nachvollziehbar darlegt, dass an diesen Standorten keine zumutbar 
konfliktärmere Alternative zur Erfüllung der Flächenziele besteht. Dies gilt insbesondere dort, wo Poten-
zialgebiete zugleich mit Vorrang- und Vorbehaltsgebieten des Arten- und Biotopschutzes, Waldfunkti-
onsflächen und Landschaftsschutzgebieten überlagert sind oder in die Natura-2000-Empfindlichkeits-
zonen hineinragen. 

Der Umweltbericht stellt selbst darauf ab, die Potenzialgebiete anhand der Schutzgüter Boden/Fläche, 
Klima/Luft, Wasser, Flora/Fauna/Biodiversität, Landschaft, Mensch sowie Kultur- und Sachgüter zu 
bewerten und hierfür ein differenziertes Indikatorensystem zu verwenden.  

Im Mittelpunkt der Bewertung stehen die Schutzgüter Flora/Fauna/Biodiversität, Wasser und Waldfunk-
tionen, da sie die Erhaltung von Lebensräumen, Arten und ökologisch wertvollen Waldflächen unmittel-
bar berühren. Die Konfliktbewertung dieser Schutzgüter – insbesondere bei Natura-2000-Gebieten, 
besonders geschützten Biotopen der Offenland- und Waldbiotopkartierung, Vorranggebieten Arten- und 
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Biotopschutz, Trinkwasserschutzgebieten sowie Waldflächen mit Klima-, Wasser- und Landschafts-
schutzfunktion – muss aus Sicht des BUND die planerische Standortwahl prägen und führt zu einem 
Vorrang der Konfliktvermeidung gegenüber einer flächenbezogenen Zielerreichung „um jeden Preis“. 

Aus BUND-Sicht ist daher im weiteren Verfahren sicherzustellen, dass Flächen mit hoher Konfliktstufe 
in den Schutzgütern Flora/Fauna/Biodiversität, Wasser und Waldfunktionen grundsätzlich aus der Aus-
weisung als Windenergiegebiete herausgenommen oder auf konfliktarme Teilbereiche zurückgeführt 
werden. Nur dort, wo nachweislich keine hinreichenden Alternativen in weniger sensiblen Bereichen 
bestehen und zugleich durch verbindliche Festlegungen im Genehmigungsverfahren eine substanzielle 
Minderung der verbleibenden Konflikte gewährleistet ist, kann eine Ausweisung in ökologisch sensiblen 
Räumen überhaupt in Betracht kommen. 
 
2. Hohe Konfliktgebiete mit besonderer Relevanz 

Die Umweltprüfung des Raumordnungsplans Wind arbeitet mit einer abgestuften Konfliktbewertung der 
Potenzialgebiete und hat bereits in den Phasen 2 (Vorprüfung) und 3 (Hauptprüfung) eine Reihe von 
Flächen aufgrund hoher umweltbezogener Konflikte zur Reduzierung oder Streichung empfohlen. 
Besonders konfliktträchtig sind nach dem Umweltbericht diejenigen Potenzialgebiete, die insgesamt der 
Konfliktstufe 3 zugeordnet wurden oder bei denen die Fachgutachten trotz fortbestehender Ausweisung 
ausdrücklich eine deutliche Reduzierung bzw. Streichung angeraten haben. Hierbei handelt es sich vor 
allem um Gebiete mit ausgeprägten Konflikten im Bereich geschützter Biotope, Waldbiotope, des Arten-
schutzes, der Landschaftsschutzgebiete sowie im Umfeld ökologisch sensibler Räume. 

Aus Sicht des BUND sind insbesondere diejenigen Potenzialgebiete von Bedeutung, bei denen die 
Umweltprüfung bereits eine besondere Empfindlichkeit festgestellt hat, die aber gleichwohl im Entwurf 
des Raumordnungsplans weiterhin als Windenergiegebiete ausgewiesen werden. Hervorzuheben sind 
dabei namentlich die Gebiete 358 (Rosenbach/Vogtl.), 398 (Schönheide), 238 (Marienberg) und 1184 
(Börnichen/Erzgeb.), die der Umweltbericht aufgrund der Gesamtbilanz der Kriterien und Indikatoren der 
hohen Konfliktstufe 3 zuordnet. Hinzu kommen weitere Flächen mit ausgeprägten Wald-, Biotop- und 
Landschaftsschutzkonflikten, insbesondere 216 (Olbernhau), 1130 (Glauchau) und 1139 (Callen-
berg/Glauchau/St. Egidien), die ebenfalls durch eine hohe Konfliktdichte in den Schutzgütern 
Flora/Fauna/Biodiversität, Landschaft und teilweise Kultur- und Sachgüter gekennzeichnet sind. 

Besonders bedeutsam ist, dass der Umweltbericht die Konfliktlage dieser Gebiete ausdrücklich nicht 
auf bloße Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes reduziert. Maßgeblich sind vielmehr Eingriffe in 
empfindliche Lebensräume, Konflikte mit besonders geschützten Biotopen und Waldbiotopen sowie mit 
windenergiesensiblen Arten. Hinzukommen – je nach Gebiet – zusätzliche Belastungen durch die Lage 
in Kernbereichen von Landschaftsschutzgebieten, in Vorranggebieten für den Schutz des Waldes oder 
im Umfeld weiterer Schutzgebiete. Diese natur- und artenschutzrechtlichen Konflikte sind aus Sicht des 
BUND deutlich gewichtiger als rein visuelle oder landschaftsästhetische Beeinträchtigungen und hätten 
daher bei der Anwendung der naturschutz- und landschaftsbezogenen Ziele des Bundes- und Landes-
rechts sowie bei der planerischen Abwägung nach § 7 Abs. 2 ROG besondere Zurückhaltung bei der 
Ausweisung bzw. eine konsequente Reduzierung oder Streichung dieser Gebiete erfordert. 

Um die fachlich dokumentierten Konflikte im Schutzgut „Flora, Fauna, Biodiversität“ sowie den Zusam-
menhang mit Natura-2000-Gebieten, Vorranggebieten Arten- und Biotopschutz, Waldbiotopen und Land-
schaftsschutzgebieten wirksam zu berücksichtigen, fordert der BUND, die genannten Hochkonfliktflä-
chen 358 (Rosenbach/Vogtl.), 398 (Schönheide), 238 (Marienberg), 1184 (Börnichen/Erzgeb.), 216 
(Olbernhau), 1130 (Glauchau) und 1139 (Callenberg/Glauchau/St. Egidien) im weiteren Verfahren ent-
weder vollständig zu streichen oder zumindest auf konfliktarme Randbereiche zu reduzieren. Dies gilt 
insbesondere dort, wo der Umweltbericht selbst eine Streichung oder deutliche Reduzierung empfohlen 
hat und die Beibehaltung der Flächen allein mit flächenbezogenen Zielvorgaben des Windenergieflä-
chengesetzes bzw. mit Verteilungsgesichtspunkten begründet wird. 
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3. Natura 2000 und Artenschutz 

Die Natura-2000-Verträglichkeitsprüfung ist für den BUND ein zentraler Prüfstein. Der Umweltbericht 
dokumentiert, dass bereits in der Vorprüfung für 113 Potenzialgebiete Reduzierungen oder Streichun-
gen als unumgänglich angesehen wurden, weil sie sich im direkten Nahbereich von FFH- oder SPA-
Gebieten mit kollisions- oder störungsempfindlichen Arten befanden. Hinzu kamen drei weitere Potenzi-
algebiete, deren Wirkzone im engeren zentralen Prüfbereich einer solchen Art lag, für die zugleich ein 
regionaler Dichtebereich ermittelt wurde. In der Hauptprüfung wurden sodann 28 Potenzialgebiete als 
hoch konfliktträchtig (Konfliktstufe 3) eingestuft. Für 21 Flächen wurde eine Erhöhung des Abstands auf 
500 m verlangt, sieben weitere Flächen sollten gestrichen werden. Sämtlichen Maßgaben der Natura-
2000-Prüfung ist der Planungsverband nach dem Umweltbericht gefolgt. 

Das ist für die rechtliche Bewertung wesentlich: Eine pauschale Beanstandung, der Entwurf verstoße 
weiterhin unmittelbar gegen die Natura-2000-Verträglichkeitsanforderungen, wäre nach Aktenlage 
angreifbar. Der Umweltbericht hält vielmehr fest, dass nach Umsetzung der Maßgaben in der finalen 
Überprüfung für die verbleibenden 421 Potenzialgebiete eine erhebliche Beeinträchtigung von Arten 
oder Lebensräumen gemeinschaftlicher Bedeutung bzw. europäischer Vogelarten nicht anzunehmen 
sei. Zudem liege nun keines der verbleibenden Potenzialgebiete mehr in dem dafür ausschlaggebenden 
kritischen Abstand von 500 m um ein FFH- oder SPA-Gebiet mit windenergiesensiblen Arten, vorbelas-
tete Bereiche ausgenommen. 

Der rechtlich tragfähige Kritikansatz liegt deshalb an anderer Stelle: Der Umweltbericht ordnet weiterhin 
17,6% der verbleibenden Potenzialgebiete der Konfliktstufe 2 zu. Für diese Flächen wird eine erhebliche 
Beeinträchtigung zwar nicht angenommen, zugleich aber ein vorsorgender Schutz für erforderlich 
gehalten. Die Konfliktlösung wird lediglich auf nachfolgender Ebene „in der Regel“ erwartet. Damit ver-
bleibt eine nicht unerhebliche Gruppe von Flächen, bei denen die Regionalplanung selbst keine vollstän-
dige Konfliktfreiheit behauptet, sondern auf spätere Konkretisierung im Genehmigungsverfahren setzt. 
Aus Sicht des BUND ist daher zu fordern, dass gerade bei Wäldern, bei Flächen mit geschützten Biotopen 
und bei artenschutzfachlich sensiblen Räumen sorgfältig geprüft wird, ob diese Abschichtung noch vom 
regionalplanerischen Prüfungsmaßstab gedeckt ist oder ob konfliktärmere Alternativen hätten gewählt 
werden müssen. 

Hinzu kommt, dass der Umweltbericht die Region Chemnitz selbst als naturschutzfachlich hochwertig 
beschreibt. Rund 6,5% der Regionsfläche bestehen aus besonders wertvollen Biotopen. Etwa ein Drittel 
davon sind nach § 21 SächsNatSchG geschützte Biotope. Bereiche hoher und sehr hoher Bedeutung für 
Flora und Fauna konzentrieren sich insbesondere in den Kamm-, Hoch- und Berglagen des Erzgebirges 
sowie in den Fließgewässerauen und ihren Randbereichen. Gerade dort können Windenergiegebiete bei 
ungünstiger Flächenauswahl zu erheblichen Konflikten mit Biotopverbund, Lebensraumqualität und 
windenergiesensiblen Arten führen. 

Artenschutzrechtlich hebt der Umweltbericht zugleich hervor, dass größere Konflikte zwar durch die 
Berücksichtigung von Dichtezentren bereits vermieden worden seien, verbleibende Konflikte aber wei-
terhin aus der Lage im 500-m-Nahbereich zu Einzelvorkommen windenergiesensibler Arten resultieren.  
Diese betreffen 6,6% der untersuchten Potenzialgebiete. Daraus folgt, dass der Schwerpunkt der Kritik 
auf denjenigen Vorranggebieten liegen sollte, in denen trotz abgearbeiteter Natura-2000-Maßgaben wei-
terhin artenschutzfachliche, biotopbezogene oder waldbezogene Konflikte bestehen und die Konfliktbe-
wältigung damit auf die nachfolgende Zulassungsebene verlagert wird.  
 
4. Wald als Konfliktschwerpunkt 
Ein wesentlicher Einwand des BUND betrifft die Inanspruchnahme von Waldflächen. Der Umweltbericht 
stellt selbst heraus, dass die Region Chemnitz mit einem Waldanteil von rund 30,13 % zu den 
waldreichen Regionen Sachsens gehört und dass Wald im Rahmen der Umweltprüfung nicht nur 
allgemein als Freiraum, sondern anhand konkreter Waldfunktionen bewertet wurde – insbesondere als 
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Klimagunstfaktor mit Klima‑, Wasser‑, Boden‑, Landschafts‑, Erholungs‑ und weiteren Schutzfunktionen. 
Wäldern in Vorranggebieten zum Schutz des vorhandenen Waldes wird dabei eine hohe Konfliktstufe 
zugeordnet. Wälder mit besonderer Klima‑, Wasser‑ oder Erholungsfunktion gelten ausdrücklich als 
konfliktrelevant. 

Der Umweltbericht zeigt zugleich, dass der Konflikt trotz planerischer Reduzierungen erheblich bleibt: 
Von den im Entwurf verbleibenden 421 Potenzialgebieten liegen 76 vollständig in Waldflächen, weitere 
301 mindestens teilweise im Wald, und etwa 3,9 % der Gesamtfläche aller Potenzialgebiete befinden 
sich in Waldflächen mit besonderer klimatischer Bedeutung. Wald ist damit kein Randthema einzelner 
Restflächen, sondern ein struktureller Konfliktschwerpunkt der Planung. 

Aus Sicht des BUND folgt daraus kein generelles rechtliches Verbot von Windenergie im Wald. 
Maßgeblich ist jedoch, dass Waldeingriffe nach dem BUND‑Positionspapier „Wind im Wald“ Ausnahme 
bleiben müssen und Waldstandorte nur dann in Anspruch genommen werden dürfen, wenn 
nachweislich keine ausreichend verträglichen Standorte außerhalb des Waldes bestehen. Das 
Positionspapier verlangt außerdem, geschützte Biotope, Natura‑2000‑Gebiete, Prozessschutzflächen, 
Naturwaldreservate, naturnahe und sehr naturnahe Wälder sowie alte, standortgerechte Wälder von der 
Windenergienutzung freizuhalten oder jedenfalls einer besonders strengen Prüfung zu unterwerfen. 

Gerade hier bleibt der Entwurf angreifbar. Der Umweltbericht begründet die Waldinanspruchnahme 
wesentlich damit, dass nach Abzug von Siedlungsflächen einschließlich Pufferzonen und 
Natura‑2000‑Gebieten nur noch etwa 16 % der Regionsfläche verbleiben und diese regelmäßig bewaldet 
seien. Das erklärt den planerischen Druck, zeigt aber keine gebietsbezogene Alternativenprüfung und 
ersetzt damit nicht die rechtlich gebotene Abwägung zwischen Waldkonflikten und konfliktärmeren 
Offenland‑ bzw. vorbelasteten Standorten im Einzelfall. Aus naturschutzfachlicher Sicht genügt es nicht, 
die Waldinanspruchnahme als nahezu zwangsläufig darzustellen. Vielmehr muss nachvollziehbar 
aufgezeigt werden, dass innerhalb der verbleibenden Suchräume konfliktärmere Offenland‑ oder 
vorbelastete Standorte ausgeschöpft wurden und besonders empfindliche Waldfunktionen konsequent 
ausgespart bleiben. 

Hinzu kommt, dass waldbezogene Konflikte nicht auf die reine Rodungsfläche am Maststandort verengt 
werden dürfen. Das BUND‑Positionspapier weist ausdrücklich darauf hin, dass auch Zuwegungen, 
Lagerflächen, Bodenverdichtungen und Zerschneidungswirkungen zu berücksichtigen sind und dass 
Eingriffe möglichst über das bestehende Forstwegenetz zu erschließen sowie wirksam zu 
kompensieren sind. Diese Sichtweise ist für die regionalplanerische Bewertung bedeutsam, weil gerade 
großflächige oder topografisch schwierige Waldstandorte regelmäßig über den eigentlichen Anlagenfuß 
hinausgehende Belastungen auslösen. 

Besonders kritisch sind daher solche Vorranggebiete, bei denen Waldbetroffenheit mit weiteren 
naturschutzfachlichen Konflikten kumuliert – etwa mit Waldbiotopen, hoher Biotopdichte, besonderer 
Artenschutzbedeutung oder Schutzgebietsbezug. Der Umweltbericht benennt selbst Flächen, bei denen 
die hohe Konfliktstufe aus einer Gesamtbilanz mehrerer Schutzgüter resultiert. Dazu gehören unter 
anderem die Potenzialgebiete 216, 238, 398 und 1184. Weitere Potenzialgebiete weisen eine hohe 
Konfliktlage aufgrund der Lage in Kernbereichen von Landschaftsschutzgebieten und zusätzlichen 
Flora‑Fauna‑Biodiversitätskonflikten auf. Der Umweltbericht empfiehlt insoweit die Streichung einer 
Reihe von LSG‑Kernlagen, um die Funktionsfähigkeit des LSG‑Schutzgebietssystems zu erhalten. 

Gerade hier zeigt sich die mangelnde Abwägung im Einzelfall: Trotz der vom Umweltbericht ausdrücklich 
empfohlenen Streichung oder Reduzierung dieser Hochkonfliktflächen und trotz des Umstandes, dass 
der Flächenbeitragswert von 1,3 % auch nach ihrer Herausnahme weiterhin erfüllt wäre (verbleibende 
Potenzialgebiete mit etwa 1,37 % der Regionsfläche), verbleiben sie im Planentwurf. Aus Sicht des 
Naturschutzes ist es nicht nachvollziehbar, warum der Planungsträger Flächen mit kumulierter 
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Konfliktlage gegenüber konfliktärmeren Potenzialflächen bevorzugt und damit Wald‑, Biotop‑ und 
Artenschutzbelange unzureichend gewichtet. 
 
5. Bewertung der Planung 

Die Planung ist dort überzeugend, wo sie konfliktarme Flächen ausweist, großräumige Vorbelastungen 
sinnvoll nutzt und gravierende Konflikte mit Natura‑2000‑Gebieten sowie Dichtezentren 
windenergiesensibler Arten vermeidet. Kritisch wird sie dort, wo trotz dokumentierter hoher Konfliktlage 
Flächen verbleiben, die in Wälder, besonders geschützte Biotope oder sensible Artenschutzräume 
hineinreichen und in Kernbereichen von Landschaftsschutzgebieten liegen. Für den BUND ist gerade 
diese Gruppe von Flächen entscheidend. 

Das Argument des Landschaftsbilds tritt in dieser Bewertung bewusst zurück. Maßgeblich sind 
stattdessen die Eingriffe in Waldökosysteme, die Gefährdung geschützter Biotope, die Betroffenheit 
windenergiesensibler Arten und die Nähe zu Natura‑2000‑Gebieten. 
 
Schlussbemerkung 

Abschließend hält der BUND Landesverband Sachsen e. V. fest, dass Vorranggebiete mit hoher Konflikt-
stufe – insbesondere dort, wo Eingriffe in Waldflächen, besonders geschützte Biotope oder in Natura-
2000-nahe Bereiche drohen – im weiteren Verfahren kritisch zu überprüfen und soweit möglich zurück-
zunehmen, räumlich zu verlagern oder mit verbindlichen, konfliktmindernden Maßgaben zu versehen 
sind. In den Fällen, in denen die fachlichen Gutachten bereits eine Streichung oder deutliche Reduzierung 
empfohlen haben, sollte der Regionalplan aus Sicht des BUND diesen Empfehlungen konsequent folgen 
und die betreffenden Flächen nicht weiter als Windenergiegebiete ausweisen. 

Besonders wichtig ist, dass keine Vorranggebiete festgelegt werden, bei denen erhebliche Beeinträchti-
gungen von Natura-2000-Gebieten oder der Lebensräume besonders geschützter Arten nicht mit hinrei-
chender Sicherheit ausgeschlossen werden können. Die Planung muss sich daran messen lassen, Wind-
energie nur dort zu ermöglichen, wo sie zugleich naturverträglich und raumverträglich umgesetzt wer-
den kann. Erst unter dieser Voraussetzung wird der Ausbau der Windenergie mit den Zielen des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege in Einklang gebracht 

Wir bitten um weitere Beteiligung im Verfahren.  

 
Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


